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Vereinigung der örtlichen Rechnungsprüfungen in NRW

Leitfaden

„Korruptionsprävention bei

freihändigen Vergaben“

Mit RdErl. vom 22.03.2006 hat das Innenministerium zur Auslegung von § 25 Abs. 1 GemHVO neue kommunale Vergabegrundsätze bekannt gemacht.

Hierin wird u.a. die Wertgrenze festgelegt, bis zu der die Durchführung einer freihändigen Vergabe nach VOB und VOL ohne weitere Einzelbegründung für vertretbar gehalten wird und zwar bis zur Höhe von 
                                 30.000 € (ohne Mehrwertsteuer).
Hierzu hat die VERPA mit Schreiben vom 14.11.2006 Stellung genommen. In seiner Antwort weist das Innenministerium im Dezember 2006 insbesondere auf die verbindlich anzuwendende Ziffer 9 des o. g. Erlasses hin, worin auf das Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW und die dazu ergangenen Erläuterungen Bezug genommen wird. Unter Ziffer 9.1 wird ausgeführt, dass zur Vermeidung von Manipulationen entsprechende organisatorische Maßnahmen zu treffen sind.
Die Kommune hat im Einzelfall zu entscheiden, welches Ausschreibungsverfahren als angemessen zu bezeichnen ist, um ein wirtschaftliches Angebot zu erhalten. Damit die in dem Erlass vorgesehenen Wertgrenzen angewendet werden können, müssen die Kommunen ausreichende Maßnahmen zur Korruptionsprävention ergreifen oder bereits umgesetzt haben. Es besteht Konsens darüber, dass die Wahl des Vergabeverfahrens vor dem Hintergrund der Korruptionsprävention und der eigenen Organisation des Vergabewesens den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten angepasst werden sollte. Transparenz, Gleichbehandlung und Wettbewerb müssen gewährleistet sein.
Werden jedoch keine angemessenen organisatorischen Vorkehrungen gegen Manipulationen und Korruption getroffen, ist dies in jedem Fall zu beanstanden.
Nach Ansicht der VERPA sollte ein Leitfaden erarbeitet werden, mit dem es möglich ist, die Wertgrenze für freihändige Vergaben auszuschöpfen und dennoch manipulations- und korruptionsvorbeugend zu handeln. Hierzu wurde eine eigene Arbeitsgruppe eingerichtet, die ihre Beratungsergebnisse nachfolgend vorstellt.

Die Arbeitsgruppe „Korruptionsprävention bei freihändigen Vergaben“ der VERPA schlägt folgende organisatorische Maßnahmen zur Umsetzung der Ziffer 9.1 des Runderlasses vom 22.03.2006 vor:
Entsprechend dem Wert einer freihändigen Vergabe ist die Abwicklung des Vergabeverfahrens festzulegen. Es ist zu unterscheiden nach Vergaben mit einem Wert von bis zu 500 €, bis zu bspw. 3.000 € und bis zu max. 30.000 €. Die Einhaltung des im § 20 des Korruptionsbekämpfungsgesetzes geforderten Vieraugenprinzips ist immer sicherzustellen, wobei die Mitzeichnung grundsätzlich im Vorfeld der Beschaffung oder Vergabe zu erfolgen hat.
Zu berücksichtigen ist, dass die Verwaltungen zum Teil sehr unterschiedlich organisiert sind, so dass der Leitfaden örtlichen Verhältnissen anzupassen ist. So ist bspw. noch nicht bei allen Kommunen eine Zentrale Submissions- bzw. Vergabestelle (ZVS) installiert.

Vorgehensweise bei den nach Wert gestaffelten freihändigen Vergaben:

· unter 500 € (Bagatellgrenze durch Anwendung des Standardbefreiungsgesetzes) kann zur Deckung des Bedarfes ohne Einholung eines Vergleichsangebotes beschafft werden. Als Ausnahme ist die Vergabe dieser Kleinaufträge in mündlicher Form zulässig, wenn Quittung oder Rechnung nachträglich von zwei Personen (Vieraugenprinzip) abgezeichnet werden.
· Über 500 € bis bspw. 3.000 € sind mindestens 2 Angebote (telefonisch oder per Fax) einzuholen oder ein Vergleich mit aktuellen Preislisten durchzuführen. Das Ergebnis der Wertung ist zu dokumentieren. Der Vorgesetzte hat mitzuzeichnen.
· über bspw. 3.000 € bis max. 30.000 € sollen im Allgemeinen 3 bis 8 geeignete Bewerber schriftlich zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. Hierbei ist auf einen Bewerberwechsel zu achten. Die Angebote sind verschlossen und als solche gekennzeichnet einer unabhängigen Stelle ungeöffnet zuzuleiten. Hierzu ist ein Abgabetermin (Datum) festzusetzen.
Die Angebote sind von zwei Personen (Vieraugenprinzip) zu öffnen, die nicht mit der Vergabe befasst sind. Nach der Plausibilitätsprüfung und der Prüfung der rechnerischen Richtigkeit (Preisspiegel) werden die Angebote dem zuständigen Sachbearbeiter übergeben. Das Ergebnis der fachlichen Wertung und die Auftragserteilung hat die Fachabteilung in einem Vergabevermerk zu dokumentieren.

Darüber hinaus wird empfohlen

· das Vergabeverfahren über eine ZVS abzuwickeln

· der ZVS die Möglichkeit zu geben, den Bieterkreises zu verändern.
Bei der Angebotsanforderung ist darauf zu achten, dass die Angebote vergleichbar sind (Aufstellung eines Leistungsverzeichnisses).

Preisnachverhandlungen werden nicht empfohlen. Werden sie dennoch vorgesehen, sind die Bewerber im Vorfeld darauf hinzuweisen. Hier sind besondere, korruptionspräventive Maßnahmen vorzusehen. So ist die Verhandlungsreihenfolge im Vorfeld festzulegen und sicherzustellen, dass Bieter sich im Rahmen der Verhandlungsgespräche nicht sehen und abstimmen können. Des Weiteren sollte an den Verhandlungen entweder ein/e Mitarbeiter/in der ZVS oder des Rechnungsprüfungsamtes teilnehmen. Über das Verhandlungsergebnis ist ein Protokoll fertigen. 
Da häufig freihändige Vergaben nicht der Rechnungsprüfung zur Vergabeprüfung vorzulegen sind, ist unter dem Gesichtspunkt der Korruptionskontrolle eine Zentrale Vergabedatei einzurichten. Die Vergaben können durch die Fachabteilungen oder die ZVS eingetragen werden. Das RPA erhält eine Zugriffsberechtigung.

In die Datei sind alle Vergaben, die > bspw. 3.000 € und nicht der Vergabeprüfung unterliegen, einzugeben. Folgende Angaben sollte die Datei enthalten:

-
Erfasser

-
Maßnahme

-
Bearbeiter des Vergabevorgangs

-
vergebende Dienststelle

-
Ausschreibungsbasis (z.B. VOB, VOL)

-
Vergabeart (z.B. freihändig, beschränkt)

-
Anzahl und welche Firmen zur Angebotsabgabe aufgefordert worden sind

-
Anzahl und welche Firmen ein Angebot abgegeben haben

-
Auftragnehmer/ Firma

-
Auftragssumme

-
Abrechnungssumme

Die Ordnungsmäßigkeit der Vergaben hat der Vorgesetzte mit Hilfe der Datei stichprobenmäßig zu prüfen und diese Prüfung zu dokumentieren.

Auch bei Einführung dieser organisatorischen Maßnahmen der Korruptionsprävention muss den Vergabeabteilungen der Weg eröffnet bleiben, Leistungen unterhalb der Wertgrenzen in formellen Verfahren (öffentlich oder beschränkt) auszuschreiben. Ferner sollte nicht außer Acht bleiben, dass sich in der Praxis die Bündelung von Kleinaufträgen, etwa in der Ausschreibung von Jahres-/Rahmenverträgen* bewährt hat, den Wettbewerb fördert und zu wirtschaftlichen und gleichzeitig praktikablen Ergebnissen führt.

Mitglieder der Arbeitsgruppe:

Frau Birnfeld
(Stadt Velbert)

Herr Büker
(Stadt Datteln)

Frau Goos
(Stadt Datteln)

Herr Braun
(Stadt Korschenbroich)

Frau Wierling
(Gemeindeprüfungsanstalt NRW)

Herr Wolski
(Kreis Aachen)

Herr Stephanblome
(Kreis Gütersloh)

*
Objekt- und gewerkeweise Ausschreibung von Rahmenverträgen, anstatt einer Vielzahl von Kleinaufträgen
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